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Mouvement Ecologique
und"Syndicats d'initia-
tive" der Anrainer-
gemeinden wollen die
Ausbauplänefür den
Findel stoppen. Sie be-
fürchten, dass eine un-
gebremste Wirtschafts-
logik keine Rücksicht auf
dieInteressen von Natur
undMensch nimmt.
Deswegen habensie
eineninternenZwischen-
bericht öffentlich
gemacht undkritisiert.
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ÄRZTESTREIK

LiberaleMedizin?Die Ärztevereinigung
AMMDgreift zu einemi m
Konsensland Luxemburg
kaumgebrauchten Mittel

der sozialen Ausein-
andersetzung: dem

Streik. Ist die Schonzeit
der schwarz-blauen
Vertagungsregierung

vorbei?

In Luxemburg gibt es ein
Recht auf Streik. Das war
nicht i mmer so, und die Ar-
beiterschaft musste harte
Kämpfe auf sich nehmen,
bis dieses Grundrecht aner-
kannt wurde. Ist es aber
nicht der Gipfel der Ironie,
dassjene, für die das Streik-
recht erfunden wurde(näm-
lich von einemArbeitgeber
abhängig Arbeitende), lang-
wierige Prozeduren, Ver-
mittlungsverhandlungen,
Ankündigungsfristen usw.
einhalten müssen, während
die "liberalen" Ärzte inner-
halb weniger Tage einen
Streik beschließen, ankün-
digen und dann auch noch
durchführenkönnen? Natür-
lich hinkt der Vergleich,
denn rein arbeitsrechtlich
können "Freiberufler" nicht
streiken, sie weigernsichle-
diglich, ihre Praxen zu öff-
nen.

Die MedizinerInnen be-
gründenihre Arbeitsnieder-
legung mit einemflammen-
den Appell, die freie Medi-
zinrettenzu wollen. In dem

Flugzettel, der dieser Tage
an allen Türen der Luxem-
burger Arztpraxen prangt,
kommt das Wort "liberal"
mindestens ein Dutzend
Mal vor. Voneiner hochwer-
tigen Medizin ist die Rede,
und davon, dass sie in Ge-
fahr sei.

Anlass ist ein Geset-
zesprojekt, dessen Bera-
tung in den zuständigen
Gremien in der Chamber
und bei m Staatsrat noch
nicht einmal in Angriff ge-
nommen wurde. Dieses ver-
langt den Krankenhausärz-
ten - freilich nur jenen, die
als Freiberufler dort arbei-
ten - einen Obulus von
schätzungsweise 30 Millio-
nen LUF ab, als Beitrag zur
Sanierung der Krankenkas-
sen. 400 Ärzte und Ärztin-
nen sollen von dieser Rege-
lung betroffen sein. Eine
sinnlose Maßnahme meint
die AMMD, denn die Kran-
kenkassenseiengesund. Zu-
demwird die Berechnungs-
grundlage als solche ange-
fochten.

Was auffällt: Der Regie-
rungsrat beschließt ein Ge-
setzesprojekt - nur wenige
Tage vor einer längst anbe-
raumten"Quadripartite", ei-
ner Sitzung, an der sämtli-
che Akteure i m Gesund-
heitswesen, also auch Re-
gierung und Ärzteschaft
teilnehmen sollen. Unmit-
telbarer Handlungsbedarf
bestand angesichts der
nicht eben gerade katastro-
phalenfinanziellen Resulta-
te der Krankenkassennicht.
Dass nach dem Staat, den
PatientenunddenArbeitge-
bern auch die Ärzteschaft
einen Beitrag zur Sanierung
der Krankenkassen leisten
sollte, war zwar schon län-
ger auf der Tagesordnung.
Aber wieso musste einsei-
tig, ohne vorherige Bera-
tung, ein Modell vorgelegt
werden, das für viele nicht
nachvollziehbarist?

Vielleicht steht i m
AMMD-Aufruf deshalb so
oft des Wort "liberal", weil
sie den liberalen Gesund-
heitsminister in die Pflicht
nehmen will. Fast scheint
es, als gelänge Premier
Juncker, der die Kranken-
kassen langfristig saniert
sehen will, ein ähnlicher
Coup wie i m Staatsbeam-
ten-Dossier, in dem die

LSAPelektoral stärker abge-
straft wurde als die CSV:
Diesmal muss der liberale
Gesundheitsminister mit
den erbosten ÄrztInnen
"schweetzen". Sein Pro-
blem: Unser Gesundheits-
wesen ist nur der Form
nach "liberal", seine Finan-
zierung aber geschieht auf
der Basis einer breit ange-
legten Solidargemeinschaft.
Ohne dieses Systemstünde
demGesundheitswesenins-
gesamt nur ein Bruchteil
des aktuellen Budgets zur
Verfügung. Das wäre nicht
nur katastrophal für die
Volksgesundheit, es würde
auch den "freien" Arztberuf
insgesamt gefährden.
Es geht also nicht umdie

Einführung einer "staatli-
chen Kontrolle", vielmehr
mussein Weggefundenwer-
den, wieunser Gesundheits-
system im Einverständnis
aller verbessert werden
kann. Brüskierungen wie
einseitig festgelegte Bei-
tragserhöhungen, untrans-
parente Zwangsabgaben
und Streiks, die nicht die
Regierung aber die Patien-
tInnen treffen, sind da we-
nig hilfreich.
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ToweranCaptain: Stopp!

Preis: 60 LUF
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GeldbotInnen
Fünf Überfäll e auf Gel d-
transporter haben di e
Branche i ns Gespräch
gebracht. Di e Arbeits-
bedi ngungen l assen zu
wünschen übri g, Vor-
schriften gi bt es kaum.
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US−Wahlen
Es wird knapp i m Rennen
um di e US−Präsi dent-
schaft. Dabei spi elt
Grünen-Kandi dat Ral ph
Nader ei ne große Roll e.
Swi ngt Nader für Bush?
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magazine
I mNiemandsland
Edmond Oli veiras "Por-
tugal − ei ne Bil drei se"
ill ustri ert das Ni emands-
l and zwi schen Portugal
und Luxemburg.
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SlowFood Award
Ende Oktober wurde erst-
mal s der i nternati onal e
Sl owFood Prei s i n Bol o-
gna vergeben, WOXX war
bei der Verl ei hung dabei.
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exlibris
Ondaatje
Der neueste Roman des
sri l anki sch−kanadi schen
Erfol gsautors i st ei n
Thema unserer monat-
li chen Literaturbeil age.


